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FuRnoten

* Verkindet als Artikel 1 des Gesetzes vom, 1. Juli-d975 (Brem.GBI. S. 297)

Der Senat verkindet das nachstehende von der Blrgerschaft (Landtag) beschlossene
Gesetz:

§1
Anspruch auf 6ffentliche Rechtsberatung

(1) In der Freien Hansestadt Bremenwird 6ffentliche Rechtsberatung gewahrt. Offentliche
Rechtsberatung ist eine Angelegenheit'des Landes.

(2) Anspruch auf 6ffentliche Rechtsberatung hat, wer im Geltungsbereich dieses Gesetzes
seinen standigen Wohnsitz hatoder seinen Beruf ausibt.

(3) Ausgeschlossen von/offentlicher Rechtsberatung ist, wer aufgrund seiner Einkommens-
und Vermogensverhaltnisse bei Wahrung seines angemessenen Unterhalts in der Lage
ist, einen Rechtsanwalt zu beauftragen, oder Anspruch auf kostenlose Rechtsberatung in
derselben Rechtsangelegenheit von anderer Seite hat oder in derselben
Rechtsangelegenheit bereits aufgrund dieses Gesetzes abschlie3end beraten worden ist.

(4) Die Ablehnung erfolgt schriftlich und ist zu begriinden.

§2
Umfang und Art der Beratung

(1) Offentliche Rechtsberatung wird auf allen Rechtsgebieten mit Ausnahme des Arbeits-,
Steuer- und Sozialversicherungsrechts gewahrt.
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(2) Offentliche Rechtsberatung wird auch in Rechtsangelegenheiten gewahrt, an denen die
Bundesrepublik Deutschland, die Freie Hansestadt Bremen sowie die Stadtgemeinden
Bremen und Bremerhaven und andere juristische Personen des 6ffentlichen Rechts
beteiligt sind.

(3) Im Rahmen der 6ffentlichen Rechtsberatung werden Rechtsauskinfte erteilt und
Unterstitzung in Rechtsangelegenheiten gewahrt, insbesondere durch Gesprache uber
die Sach- und Rechtslage, Empfehlungen, Hilfe bei mindlichen und schriftlichen
Kontakten und durch Entwerfen von Schriftsatzen und rechtsgeschéftlichen Erklarungen.
Anspruch auf eine bestimmte Art der Unterstitzung oder auf Unterstitzung bestimmten
Umfangs besteht nicht.

(4) Der Berater prift die Sach- und Rechtslage objektiv und wirkt in geeigneten Fallen auf
einen Interessenausgleich zwischen den Parteien hin. Beantragen in einer
Rechtsangelegenheit mehrere Parteien offentliche Rechtsberatung, so ist jede Partei von
einem anderen Berater zu betreuen.

(5) Eine Vertretung vor Gericht und sonstigen Spruchkorpern ist ausgeschlossen.

8§83
Berater

Die Beratung nach § 2 dieses Gesetzes erfolgt durch Berater, die die Befahigung zum
Richteramt besitzen oder die Prufung fur.den gehobenen Justizdienst bestanden haben.

8§84
Weisungsfreiheit

Die Téatigkeit als Berater unterliegt keiner Weisung.

§5
Verschwiegenheitspflicht

Die Berater sind zur Verschwiegenheit Uber alle Tatsachen verpflichtet, die sie bei der
Auslbung ihres Amtes erfahren. Dies gilt auch gegentber Behdrden.

§6
Rechtsweg

Uber die RechtmaRigkeit von Entscheidungen liber die Ablehnung der 6ffentlichen
Rechtsberatung (8 1 Abs. 4) und tber Umfang und Art der Beratung (8 2) entscheiden auf
Antrag die ordentlichen Gerichte. Das Verfahren richtet sich nach 88 23 bis 29 des
Einfihrungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetz in der jeweils geltenden Fassung.
Das Verfahren ist gebuhrenfrei.
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https://www.transparenz.bremen.de/metainformationen/gesetz-ueber-oeffentliche-rechtsberatung-in-der-freien-hansestadt-bremen-vom-1-juli-1975-72476?asl=bremen203_tpgesetz.c.55340.de&template=20_gp_ifg_meta_detail_d#jlr-%C3%96RBerGBRV6P2
https://www.transparenz.bremen.de/metainformationen/gesetz-ueber-oeffentliche-rechtsberatung-in-der-freien-hansestadt-bremen-vom-1-juli-1975-72476?asl=bremen203_tpgesetz.c.55340.de&template=20_gp_ifg_meta_detail_d#jlr-%C3%96RBerGBRV3P1
https://www.transparenz.bremen.de/metainformationen/gesetz-ueber-oeffentliche-rechtsberatung-in-der-freien-hansestadt-bremen-vom-1-juli-1975-72476?asl=bremen203_tpgesetz.c.55340.de&template=20_gp_ifg_meta_detail_d#jlr-%C3%96RBerGBRV6P2

§7
Aufgabeniibertragung

Der Senat kann die Wahrnehmung der Aufgaben nach diesem Gesetz den
Arbeitnehmerkammern im Lande Bremen ubertragen. Die Arbeithehmerkammern
unterliegen bei der Durchfiihrung dieser Aufgaben der Aufsicht des Senators fr fur Justiz
und Verfassung.

Seite 3von 3



	Gesetz über öffentliche Rechtsberatung in der Freien Hansestadt Bremen
	Fußnoten
	§ 1 Anspruch auf öffentliche Rechtsberatung
	§ 2 Umfang und Art der Beratung
	§ 3 Berater
	§ 4 Weisungsfreiheit
	§ 5 Verschwiegenheitspflicht
	§ 6 Rechtsweg
	§ 7 Aufgabenübertragung


